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II. Die Staatsgrundlagenbestimmungen

5. Der Bundesstaat

	Der Bundesstaat

	Der Bundesstaat teilt die Staatsgewalt unter Gesamtstaat und Gliedstaaten (Zweigliedrigkeit) nach Aufgabengebieten so auf, dass sich die Wahrnehmung der Aufgaben, Kompetenzen und Befugnisse ergänzen. Die Länder besitzen neben dem Bund eine eigene Hoheitsgewalt. Das Grundgesetz räumt dem Bund bestimmte Einflussmöglichkeiten auf die Länder und den Ländern Einflussmöglichkeiten auf den Bund ein, so dass eine Homogenität der gesamt- und gliedstaatlichen Ordnung hergestellt wird. Der Bundesstaat bildet kleinere, bürgernähere demokratische Entscheidungseinheiten, bietet ein Element zusätzlicher – vertikaler – Gewaltenteilung, verwirklicht das Prinzip alternativer politischer Führung, lockert Parteien und Verbände und dient der Vielfalt politischer Initiativen und Erprobungen.

Die bundesstaatliche Ordnung des Grundgesetzes regelt insbesondere die eigenständige Ausübung von Staatsgewalt durch Bund und Länder, die Kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern, den Grundsatz des bundesfreundlichen Verhaltens (Bundestreue), das Homogenitätsprinzip, die Einwirkungsmöglichkeit des Bundes auf die Länder, die Mitwirkung der Länder bei der Gesetzgebung und Verwaltung des Bundes und in Angelegenheiten der Europäischen Union durch den Bundesrat, den Vorrang des Bundesrechts vor dem Landesrecht, den Vollzug von Bundesgesetzen durch die Länder, eine Personal- und Finanzhoheit auch der Länder.

	Verfassungsrechtliche Ausformung des Bundesstaatsprinzips

Art. 20 I: Die Bundesrepublik ist ein Bundesstaat.

Art. 79 III: Die Bestandsgarantie umfasst außer den in Art. 1 und 20 niedergelegten Grundsätzen ausdrücklich die Gliederung des Bundes in Länder und die Mitwirkung der Länder bei der Gesetzgebung.

Art. 28 ff.: Allgemeine Regelungen, insbes. Art. 28 I 1, III (Homogenitätsgebot, Homogenitätsgewährleistung), Art. 29 (Neugliederung), Art. 30 (Grundsatznorm der Kompetenzverteilung), Art. 31 (Vorrang des Bundesrechts), Art. 32 (Auswärtige Beziehungen), Art. 35 (Rechts- und Amtshilfe), Art. 37 (Bundeszwang)

Art. 30, 70 ff.: Gesetzgebungskompetenzen

Art. 30, 83 ff.: Verwaltungskompetenzen

Art. 30, 92 ff.: Rechtsprechungskompetenzen

Art. 30, 104a ff.: Finanzkompetenzen

Art. 76, 77: Mitwirkung des Bundesrates (Art. 50 ff.) an der Bundesgesetzgebung

Art. 91 II: Bundesintervention

Art. 93 I Nrn. 2 – 4, II: Bund-Länder-Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht

Grundsatz der Bundestreue:

→ Pflicht zu bundesfreundlichem Verhalten (BVerfGE 8, 122 (138 f., 140) - 
Volksbefragung über Atomwaffen)

· Kompetenzausübungsschranken (BVerfGE 61, 149 (205) – Amtshaftung,

· Mitwirkungspflichten (BVerfGE 56, 298 (322) – Fluglärm,

· Verfahrensrichtlinien (BVerfGE 81, 310 (334) – Kalkar I,

· Rücksichtnahmepflichten bei der Ausübung von Gemeinschaftskompetenzen (BVerfGE 92, 203 (239) – EG-Fernsehrichtlinie) 


Gewaltenteilung in der Bundesrepublik Deutschland

	Gesetzgebungskompetenzen

	Abschnitt VII des GG betrifft die parlamentarische Gesetzgebung. Gesetz im Sinne der Art. 70 ff. ist das formelle Gesetz. Die Art. 70 – 79 gelten nicht für Rechtsverordnungen und Satzungen. Bei Rechtsverordnungen muss die Verordnungsermächtigung (formelles Gesetz) aber im Rahmen der Art. 70 ff. erlassen worden sein. Der Bundesgesetzgeber kann die Länder zum Verordnungserlass ermächtigen (vgl. Art. 80 I). Auch Satzungsgewalt kann nur durch ein formelles Gesetz eingeräumt werden, das den Art. 70 ff. entspricht.

Ein Gesetz, für das die Gebietskörperschaft keine Verbandskompetenz hat, ist nichtig (Verstoß gegen Art. 70 ff.). Für ein kompetenzwidriges Landesgesetz ist ein Rückgriff auf Art. 31 daher nicht erforderlich. Eine Ausnahme bilden Landesverfassungen, die zwar formelle Gesetze sind, für die aber die Art. 70 ff. nicht Anwendung finden (für den Grundrechtsbereich ist Art. 142  lex specialis; für die Staatsorganisation besteht im Rahmen des Art. 28 Abs. 1 S. 1 GG Verfassungsautonomie). Treffen die Landesverfassungen darüber hinaus Aussagen zu Sachbereichen der Art. 70 ff., kommt bei Widerspruch mit Bundesrecht Art. 31 zur Anwendung.

Für die Auslegung von Kompetenznormen gelten die allgemeinen Kriterien der Verfassungsinterpretation (grammatikalische, historische, systematische, teleologische Auslegungsmethode, spezielle Verfassungsauslegungsgrundsätze wie Prinzip der Einheit der Verfassung). Oft nimmt ein Kompetenztitel Begriffe des Gesetzesrechts auf (z.B. Art. 73 Nr. 9: gewerblicher Rechtsschutz, Art. 74 Abs. 1 Nr. 1: bürgerliches Recht). Dann ist davon auszugehen, dass der Verfassunggeber den traditionellen Zuweisungsgehalt rezipieren wollte. Nimmt die Kompetenznorm eine Sachwirklichkeit auf (z.B. Art. 73 Nr. 6: Luftverkehr, Art. 74 Abs. 1 Nr. 24: Abfallwirtschaft), meint sie in der Regel die Realität in ihrer Entwicklung.

Ist eine Kompetenzmaterie zugeordnet, kann sich in seltenen Fällen noch die Frage stellen, ob die Kompetenz aufgrund des Prinzips der Bundestreue oder der Widerspruchsfreiheit der Rechtsordnung beschränkt ist. Das Übermaßverbot, das im Grundrechtsverhältnis zur Anwendung kommt, gilt nicht für das bundesstaatliche Kompetenzverhältnis.

Die ungeschriebenen Kompetenzen (Natur der Sache, Sachzusammenhang) ergänzen das Grundgesetz bei Fehlen ausdrücklicher Regelungen.


	Gesetzgebungskompetenzen des Bundes nach der Föderalismusreform (Rechtslage seit 1.9.2006, BGBl. I 2006, 2034)

„Die Länder haben das Recht zur Gesetzgebung, soweit dieses Grundgesetz nicht dem Bunde Gesetzgebungsbefugnisse verleiht.“ (Art. 70 I, 30 GG, Enumerationsprinzip)

	Ausschließliche

Definition (Art. 71)

Landesgesetzgebung ist unzulässig, wenn keine ausdrückliche Ermächtigung durch Bundesgesetz vorliegt

Voraussetzung

Sachmaterie muss unter einen Kompetenztitel der ausschließlichen Gesetzgebung fallen – ausschließliche Bundeszuständigkeiten enthalten Art. 73, 105 Abs. 1 und die Vorbehalte bundesgesetzlicher Regelung (z.B. Art. 21 Abs. 3, 38 Abs. 3) 

Rechtsfolgen

Landesgesetze, die eine Sachmaterie ausschließlicher Bundeszuständigkeit regeln und ohne ausdrückliche Ermächtigung durch ein Bundesgesetz ergehen, sind nichtig.
	Konkurrierende

Definition (Art. 72 Abs. 1)

Die Länder haben die Kompetenz, „solange und soweit“ der Bund von seiner Gesetzgebungszuständigkeit nicht Gebrauch gemacht hat => grds. subsidiäre Länderzuständigkeit, Ausn.: Art. 72 Abs. 3

Voraussetzung

Sachmaterie muss unter Kompetenztitel des Art. 74 Abs. 1 fallen.

Rechtsfolgen

Kompetenzmäßige Bundesgesetze entfalten ab ihrer Verkündung Sperrwirkung, „soweit“ die Sachmaterie geregelt ist. Bei Gegenständen, die der Bundesgesetzgeber nicht positiv geregelt hat, ist das Bundesgesetz auszulegen, ob es sich um eine „erschöpfende“ Regelung handelt. Landesgesetze, die im Widerspruch stehen, sind mangels Kompetenz nichtig, unabhängig davon, ob sie vor oder nach Eintritt der Sperrwirkung erlassen wurden.
	Grundsatzgesetzgebung

Definition

Die Grundsatzgesetzgebung ist eine dritte selbständige Art der Bundesgesetzgebung. Sie ist auf eine inhaltliche Konkretisierung und Gestaltung angelegt. Die Grundsatzregelungen müssen ausfüllungsfähig und ausfüllungsbedürftig sein. Die Grundsatzgesetzgebung ist in Art. 109 Abs. 3 vorgesehen (vgl. auch Art. 140 GG i.V.m. Art. 138 Abs. 1 S. 2 WRV). Danach kann auch der Bund – und nicht nur die Länder – durch Grundsätze verpflichtet werden. Unmittelbar den Bürger betreffende Regelungen kommen in diesen Fällen schon aus sachlichen Gründen nicht in Betracht.
	ungeschriebene Kompetenzen

Kompetenz aus „der Natur der Sache“
Bereiche die „ihrer Natur nach eine eigenste, der partikularen Gesetzgebungszuständigkeit a priori entrückte Angelegenheit des Bundes darstellen, vom Bund und nur von ihm geregelt werden können.“ (BVerfGE 26, 246 <257>) – z.B. Nationalfeiertag, vgl. nunmehr Art. 22 I

Kompetenz kraft Sachzusammenhangs

„...wenn eine dem Bund ausdrücklich zugewiesen Materie verständiger Weise nicht geregelt werden kann, ohne dass zugleich eine andere Materie mitgeregelt wird, wenn also ein Übergreifen in nicht ausdrücklich zugewiesenen Materien unerlässliche Voraussetzung ist für die Regelung einer der Bundesgesetzgebung zugewiesenen Materie“ (BVerfGE 3, 407 <421>) – z.B. Errichtung kultureller Einrichtungen im Ausland

Annexkompetenz

Neben der Kompetenz kraft Sachzusammenhangs soll die Annexkompetenz bestehen. Der Bund greift nicht in einen ihm an sich nicht zustehenden Sachbereich über, sondern bleibt in seinem Zuständigkeitsbereich. Er regelt dabei aber Sachmaterien, die grundsätzlich in den Kompetenzbereich der Länder fallen – z.B. Gefahrenabwehr im Gewerberecht

	
	Ausnahme nach Art. 72 Abs. 2 (Erforderlichkeitskompetenz)

Zusätzliche Voraussetzung, wenn sich der Bund auf einen Kompetenztitel gemäß Art. 74 Abs. 1 Nr. 4, 7, 11, 13, 15, 19a, 20, 22, 25 oder 26 stützt: Erforderlichkeit einer bundesgesetzlichen Regelung gemäß Art. 72 Abs. 2 (Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse, Rechtseinheit, Wirtschaftseinheit; vgl. BVerfGE 106, 62; 111, 226; 112, 226; Verfahren nach Art. 93 I Nr. 2a). Die Gesetzgebung nach Art. 72 Abs. 2 entspricht der früheren konkurrierenden Gesetzgebung. Entfällt die Erforderlichkeit => Art. 72 Abs. 4 oder Art. 93 Abs. 2. 
	
	

	
	Ausnahme nach Art. 72 Abs. 3 (Abweichungskompetenz)

Wenn Sachmaterie unter einen Kompetenztitel des Art. 72 Abs. 3 fällt, besteht eine doppelte Vollkompetenz von Bund und Ländern. Die Sperrwirkung nach Art. 72 Abs. 1 besteht nicht. Konkurrenz wird nach Art. 72 Abs. 3 gelöst: Kollisionsregel „lex posterior“, Anwendungsvorrang.
	
	

	Übergangsregelungen nach Art. 125a – 125c


Vertikale Gewaltenteilung





Bund





Länder� (Grds. Art. 30 GG)














Landesgerichte


(Art. 92 GG, vgl. BVerfGE 96, 356 <366>)�AG, LG, OLG – ArbG, LAG – VG, VGH/OVG – FG – SG, LSG





Grundsatz: Art. 70 GG: Gesetzgebungskompetenz liegt bei den Ländern.








Gesetzgebung der Länder


durch die Landesparlamente insbes. für Kommunalrecht, allg. Gefahrenabwehr und Kultusbereich





Länderregierungen


Landesverwaltung


Vollzug der Bundesgesetze


als eigene Angelegenheit �(Art.  84 GG)


im Auftrag des Bundes


(Art. 85 GG)


Vollzug der Landesgesetze








Bundesgesetzgebung 


durch Bundestag unter Mitwirkung des Bundesrats


Kompetenzen: 


Ausschließliche (Art. 71, 73 GG); Konkurrierende (Art. 72, 74 GG); Grundsatzgesetzgebung (Art. 109 III) , Ungeschriebene





Bundesverfassungsgericht


(Art. 93, 94, 99 100 GG)








Oberste Bundesgerichtshöfe


(Art. 95 I GG: BGH, BVerwG, BFH, BAG, BSG, Art. 96)





Bundesregierung


(Art. 62-69 GG)








Bundeseigene Verwaltung


(Art. 86 GG)





Rechtsprechende Gewalt


(Judikative, Art. 92 – 104 GG)





Gesetzgebende Gewalt


(Legislative, Art. 70 – 82 GG)





Vollziehende Gewalt


(Exekutive, Art. 83 – 91b GG)





Staatsgewalt


(vgl. Art. 20 II 1 u. 2, III GG)








Horizontale Gewaltenteilung
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